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Entscheidungen und Erkenntnisse

Bescheinigung von Hilfskraftkosten (§ 30 Z 1 und § 39 Abs 1 
GebAG)
1.	 Nach § 30 GebAG sind dem Sachverständigen die 

Kosten für Hilfskräfte so weit zu ersetzen, als deren 
Beiziehung nach Art und Umfang seiner Tätigkeit 
unumgänglich notwendig ist. Zu diesen Kosten zäh-
len nach § 30 Z 1 GebAG die Kosten, die der Sach-
verständige für die Arbeitsleistung der Hilfskräfte 
aufwenden muss, soweit sie das übliche Ausmaß 
nicht übersteigen. Es handelt sich um einen reinen 
Aufwandersatz für Lohnkosten ohne unternehme-
rischen Risikozuschlag und unternehmerische Ge-
winnspanne. Um den tatsächlichen Aufwand nicht 
zu schmälern, legt das GebAG keinen Höchstbetrag 
fest.

2.	 Der Sachverständige muss nachweisen, dass er 
die verzeichneten Hilfskraftkosten tatsächlich auf-
wenden musste, etwa durch Vorlage von Zahlungs-
belegen. Unterlässt er die Bescheinigung, ist er un-
ter Setzung einer Frist nach § 39 Abs 1 GebAG dazu 
aufzufordern.

OLG Wien vom 30. September 2024, 1 R 95/24h

Mit dem angefochtenen Beschluss hat das Erstgericht 
die Sachverständigengebühren für das Gutachten und 
das Ergänzungsgutachten bestimmt und unter anderem 
Mühewaltungsgebühren für 20 bzw 15,5 Stunden und 18 
bzw 15,5 Stunden an Gebühren für Hilfskräfte zugespro-
chen.

Der Kläger wendet sich unter anderem gegen die Höhe 
des Stundensatzes für Hilfskräfte von € 150,–. Im Rahmen 
seiner Äußerungen zu den Gebührennoten hatte er dazu 
vorgebracht, der Sachverständige habe nicht bescheinigt, 
dass er üblicherweise einen entsprechenden Stundensatz 
verrechne und erhalte.

Nach § 30 GebAG sind dem Sachverständigen die Kos-
ten für Hilfskräfte so weit zu ersetzen, als deren Beizie-
hung nach Art und Umfang seiner Tätigkeit unumgänglich 
notwendig ist. Zu diesen Kosten zählen nach § 30 Z 1 
GebAG die Kosten, die der Sachverständige für die Ar-
beitsleistung der Hilfskräfte aufwenden muss, soweit sie 
das übliche Ausmaß nicht übersteigen. Es handelt sich 
um einen reinen Aufwandersatz für Lohnkosten ohne un-
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ternehmerischen Risikozuschlag und unternehmerische 
Gewinnspanne. Um den tatsächlichen Aufwand nicht zu 
schmälern, legt das GebAG keinen Höchstbetrag fest. Der 
Sachverständige muss nachweisen, dass er diese Kosten 
tatsächlich aufwenden musste, etwa durch Vorlage von 
Zahlungsbelegen. Unterlässt er die Bescheinigung, ist er 
unter Setzung einer Frist nach § 39 Abs 1 GebAG dazu 
aufzufordern (Krammer/Schmidt/Guggenbichler, SDG – 
GebAG4, § 30 GebAG E 71, E 74 und E 78, jeweils mwN). 
Eine solche Bescheinigung liegt nicht vor.

Nach der Äußerung des Klägers hat das Erstgericht dem 
Sachverständigen mit Beschluss vom 7. 9. 2022 unter 

Hinweis auf die Einwendungen aufgetragen, zu beschei-
nigen, welchen Stundensatz er üblicherweise für sich und 
Hilfskräfte verzeichnet. Da es auf die sonst verzeichneten 
Stundensätze für Hilfskräfte nicht ankommt, hat das Erst-
gericht dem Sachverständigen mit diesem Beschluss aber 
keine Bescheinigung der für die Bestimmung einer Gebühr 
nach § 30 GebAG erforderlichen Umstände aufgetragen.

Das Erstgericht wird dem Sachverständigen unter Setzung 
einer Frist im Sinne des § 39 Abs 1 GebAG aufzutragen ha-
ben, sich über Umstände, die für die Gebührenbestimmung 
nach § 30 GebAG bedeutsam sind, zu äußern und noch 
fehlende Bestätigungen über seine Kosten vorzulegen.

	


